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Einziger Tagesordnungspunkt

Gesetzentwurf der Bundesregierung

Entwurf eines Gesetzes zur Neuordnung der
Regulierung im Eisenbahnbereich

BT-Drucksache 17/12726

Vorsitzender: Liebe Kolleginnen und Kollegen,
sehr geehrte Damen und Herren, liebe Gäste,
liebe Expertinnen und Experten! Es ist 9:00 Uhr,
und deshalb würde ich vorschlagen, dass wir
beginnen. Es geht um eine Anhörung zum Ent-
wurf eines Gesetzes zur Neuordnung der Regu-
lierung im Eisenbahnbereich. Ich bitte, dass sich
die Kollegen hinsetzen und dass, auch wenn es
sicher interessante Seitengespräche zu führen
gibt, diese Seitengespräche vielleicht etwas
leiser geführt werden.

Ich möchte recht herzlich begrüßen Herrn Prof.
Dr. Thorsten Beckers von der TU Berlin, Frau
Susanne Henckel von der Bundesarbeitsge-
meinschaft der Aufgabenträger des SPNV, von
der Bundesnetzagentur die Vizepräsidentin Frau
Dr. Iris Henseler-Unger und Herrn Prof. Dr.
Karsten Otte, Herrn Rechtsanwalt Alexander
Kirfel, Herrn Frank Miram von der DB AG, Herrn
Prof. Dr. Kay Mitusch vom Karlsruher Institut für
Technologie, Herrn Dr. Engelbert Recker von
Mofair und Herr Thomas Petersen von KCW. Wir
verfahren so, wie wir es in letzter Zeit immer bei
Anhörungen gehalten haben: Wir beginnen direkt
mit den Fragen der Abgeordneten. Die Sach-
verständigen haben die Möglichkeit, unmittelbar
zu antworten. Die Abgeordneten können mit
maximal zwei Fragen maximal zwei Sachver-
ständige befragen. Wenn ein Abgeordneter nur
einen Sachverständigen befragt, dann hat der
etwas mehr Antwortzeit. Als Faustregel können
Sie nehmen: Nicht viel mehr als drei Minuten für
die Antwort, wenn Sie zu zweit befragt werden,
damit wir möglichst gut durchkommen. Aber ich
werde nicht bei dreieinhalb Minuten sofort ab-
winken. Wir werden ein Wortprotokoll von der
öffentlichen Anhörung anfertigen. Damit können
wir bereits beginnen. Ich bitte um Wortmeldun-
gen aus den Fraktionen. Kollege Burkert, Sie
haben das Wort

Abg. Martin Burkert (SPD): Schönen guten
Morgen auch von meiner Seite! Ich hätte zwei
Fragen. Die erste Frage geht an Herrn Prof.
Beckers: Wie sehen Sie den § 30 im Regulie-
rungsgesetz? Wie bewerten Sie da die Anreiz-
regulierung? Vielleicht können Sie uns das über
Ihre schriftliche Stellungnahme hinaus noch
einmal kurz darstellen. Und die zweite Frage
geht an Herrn Miram von der Deutschen Bahn

AG: Wie steht denn die Deutsche Bahn AG zum
Punkt 27 der Bundesratsstellungnahme, der
Kappung der Gewinnabführungsverträge? Auch
das würde uns hier einmal interessieren.

Vorsitzender: Vielen Dank! Wer mag beginnen?
Herr Beckers? Herr Miram, bitte sehr!

Frank Miram (DB Mobility Networks Logistics):
Herr Vorsitzender, sehr geehrte Damen und
Herren Abgeordnete, vielen Dank für die Einla-
dung. Danke für die Frage! Die Kappung der
Gewinnabführungsverträge ist aus unserer Sicht
kein Gegenstand dieses Gesetzgebungsprojek-
tes. Das Thema ist ja als Prüfauftrag im Koaliti-
onsvertrag enthalten gewesen und auch geprüft
worden, mit dem Ergebnis, dass die Entschei-
dung des Europäischen Gerichtshofes in dieser
causa abgewartet werden sollte. Diese ist jetzt
ergangen. Im Februar, am 28. Februar dieses
Jahres, hat der Europäische Gerichtshof ent-
schieden, dass das deutsche Holdingmodell, DB
AG mit Tochtergesellschaften einschließlich
Beherrschungs- und Gewinnabführungsverträge
– mit den Einschränkungen, was den relevanten
Teil der DB-Netz AG betrifft, Trassenzuweisun-
gen und Entgeltgestaltung, das ist ja heute schon
teilentherrscht und unbundelt –, in vollständiger
Übereinstimmung mit den EU-Vorgaben steht.
Das ist klipp und klar entschieden worden von
der höchsten europäischen Instanz. Insofern hat
sich aus unserer Sicht der potenzielle Hand-
lungsbedarf bis auf weiteres erledigt.

Prof. Dr. Thorsten Beckers (Technische Uni-
versität Berlin): Ja, § 30 ist ja in Verbindung mit
§ 1 zu sehen, wo die Ziele vorgegeben werden.
Ich würde sagen, damit kann man leben, wenn
man das als eine Regulierung sieht, mit der ein
auf Gewinn ausgerichtetes Unternehmen in den
Griff bekommen werden soll. Und die DB hat die
gesetzliche Vorgabe, so zu agieren. Ob das im
Netzbereich sinnvoll ist oder nicht, ist hier wohl
nicht das Thema; aber da könnte man auch über
andere Ansätze wie beispielsweise in der
Schweiz nachdenken. Man könnte allerdings
dieses Konstrukt aus § 1 und § 30 auch besser
oder klarer formulieren. Ich denke, es wäre
sinnvoll, auch den Aspekt der langfristigen Kos-
teneffizienz stärker zu betonen, der Langfristig-
keit, denn wir haben das Problem, dass auf
Verschleiß gefahren wird. Man könnte auch die
Interessen der Nachfrager explizit reinbringen,
aber genauso könnte man auch hineinbringen,
dass das Unternehmen vor Opportunismus
geschützt werden soll. Es kann nicht sein, dass
ein Unternehmen in Assets investiert und diese
dann nicht amortisieren kann. Was noch zu
sagen ist: Hier fällt ja häufig der Begriff Anreiz-
regulierung – „wir führen jetzt eine Anreizregu-



Ausschuss für Verkehr, Bau und Stadtentwicklung, 103. Sitzung, 15.05.2013

5

lierung ein“. Ich kenne keine Regulierung, die
keine Anreizregulierung ist. Jede Regulierung
setzt Anreize, und ich glaube, man sollte nicht zu
sehr an diesem Begriff festhalten oder sich da-
rauf fokussieren. Jede Regulierung ist eine Ver-
bindung aus Anreizsetzung und Monitoring-
maßnahmen und da sollten wir, glaube ich,
etwas differenzierter hingucken. Insofern ist auch
ein großes Thema: Wird denn eigentlich in den
Paragraphen nach § 30 die Grundlage dafür
geschaffen, das zu erreichen, was in § 30 und § 1
steht, also eine effiziente Bahn zu haben? Das
war, glaube ich, nur ein Randthema in Ihrer
Frage, aber da habe ich eine große Skepsis, ob
man hier jetzt das geeignete Anreizregime ab-
gebildet hat.

Vorsitzender: Vielen Dank! Herr Lange!

Abg. Ulrich Lange (CDU/CSU): Herr Vorsit-
zender, liebe Kolleginnen und Kollegen, sehr
geehrte Sachverständige! Ich hätte zunächst mal
eine Frage an Herrn Professor Mitusch, und zwar
zum Verhältnis zwischen Eisenbahnregulierung
und Leistungs- und Finanzierungsvereinbarung
(LuFV). Wir hören ja immer wieder den Vorwurf
einer Doppelregulierung, und da würde uns Ihre
Einschätzung interessieren. Dann habe ich eine
Frage an Herrn Miram von der DB, und zwar zum
Ausschluss der Billigkeitskontrolle. In dem Zu-
sammenhang würde mich eine Stellungnahme
oder die Einschätzung der DB zu diesem Punkt
interessieren.

Prof. Dr. Kay Mitusch (Karlsruher Institut für
Technologie): Vielen Dank für die Frage. Ich
glaube, Anreizregulierung, also eine vernünftige
moderne Regulierung, und die Leistungs- und
Finanzierungsvereinbarung (LuFV) brauchen
sich gegenseitig. Ja, sie ergänzen sich. Es gibt
insgesamt ein gutes Ganzes. Man muss sie aber
natürlich richtig gestalten und aufeinander ab-
stimmen. Wenn man in die LuFV bestimmte
Dinge reinschreibt – wir wissen ja nicht, was drin
steht, wenn wir jetzt über das Regulierungsge-
setz sprechen –, ist es immer möglich, einen
Gegensatz zu erzeugen. Wir brauchen natürlich
eine LuFV, die sinnvoll ist, und die kann sinnvoll
mit der Regulierung abgestimmt werden. Beide
bedürfen sich gegenseitig. Der Regulierer hat
keine Möglichkeit zu sagen, dass der Bund, das
Parlament, Geld an die DB geben wird. Das
muss der Haushaltsgesetzgeber entscheiden,
und der kann einen Vertrag darüber schließen.
Das Thema der Doppelregulierung – diesen
Begriff hat ja die DB jetzt politisch aufgebracht,
auch der VDV verwendet das – das bezieht sich
ja auf ein Detail. Die LuFV ist ja nicht das ge-
worden, was wir ursprünglich geplant hatten. Es
gab schon praktisch 10 Jahre Diskussionen.
Dann gab es ab dem Jahre 2009 eine LuFV. Es

gibt sie nun, und sie ist ja auch ein Schritt voran.
Aber man hat doch Grundsätze, die man ur-
sprünglich verfolgt hatte, über Bord geworfen.
Man wollte eigentlich eine Output-orientierte,
also an den Ergebnissen orientierte LuFV – wie
gut ist die Infrastruktur? Man wollte dort Kriterien
etablieren. Das hat man auch ein bisschen ge-
macht, den Fortschritt habe ich ja damals auch
gewürdigt. Aber man ist nicht so weit gegangen,
wie man das ursprünglich vorhatte. Und dann ist
man sozusagen auf eine input-orientierte LuFV
übergegangen, wo man gesagt hat: „Die DB soll
soundso viele Millionen zur Instandhaltung bei-
tragen und soundso viel zu Ersatzinvestitionen“.
Da ist man sehr hoch gegangen. Da hat man
nicht eine Untergrenze gewählt, die ein Sicher-
heitsniveau darstellt, sondern man ist sehr hoch
gegangen, so dass man schon bei den In-
standhaltungen in der LuFV – dem Pflicht-
instandhaltungsvolumen der DB – praktisch an
die tatsächlichen Instandhaltungskosten range-
gangen ist. Und dann fiel denjenigen noch ein:
„Wir können ja nicht die tatsächlichen Kosten
jetzt als Pflichtauszahlung festlegen für fünf
Jahre, dann verbieten wir ja Effizienzsteigerun-
gen.“ Deswegen hat man bei dem Instandhal-
tungsbeitrag der DB gleich einen Minderungs-
faktor um einige Prozent innerhalb der fünf Jahre
angegeben. Und da sehen Sie, wenn man eine
LuFV vollständig auf Input-Orientierung, also auf
Geldzahlungen ausrichtet, dann kommt man in
Konflikt mit dem Ziel, das alle haben, nämlich
dass wir Effizienzsteigerungen haben wollen.

Und wenn wir jetzt eine Regulierung, die effizi-
enzorientiert ist, einführen wollen, dann muss die
LuFV sozusagen Luft lassen, es muss noch Luft
nach unten bleiben, damit Effizienzsteigerungen
überhaupt möglich sind. Das ist der Punkt, wo ich
sage: LuFV und Regulierung müssen vernünftig
aufeinander abgestimmt werden. Das kann man
leicht machen: Mit der Absenkung des Mindest-
instandhaltungsbeitrags, den man damals kodi-
fiziert hat, hat man schon genug Luft geschaffen,
dann gibt es da keine Konflikte mehr. Deswegen
sage ich: LuFV und Regulierung brauchen sich
gegenseitig! Stellen Sie sich mal den umge-
kehrten Fall vor: Es würde Ihnen gelingen, und
Sie würden es als Erfolg feiern, dass Sie der DB
10 Prozent mehr Mindestinstandhaltung aus dem
Kreuz leiern, statt 500 Millionen pro Jahr, 550
Millionen. Ist das ein Erfolg, wissen Sie das
überhaupt? Diese 10 Prozent, die 50 Millionen
mehr, die Sie herausgehandelt hätten – da
könnte nichts bei der Infrastruktur ankommen. Es
könnte die DB einfach interne Verrechnungs-
preise anheben, und Sie hätten in der Infra-
strukturqualität gar nichts davon, es würde bloß
teurer werden, weil Sie nicht auf die Effizienz der
Mittelverwendung schauen in der LuFV. Das ist
ein Grundproblem der LuFV. Das können wir
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heilen, wenn wir eine Anreizregulierung, wie sie
hier formuliert ist, einführen. Eigentlich müsste
man dann mit dem Regulierungsgesetz einen
Schritt weiter gehen. Was man sich nicht getraut
hat, ist die Verwendung auch der Baukostenzu-
schüsse dem X-Faktor zu unterlegen. Dass also
der Regulierer die Kompetenz bekäme, auch die
effiziente Verwendung sogar der Baukostenzu-
schüsse zu sichern. Dann würden sich die bei-
den Instrumente wirklich gut ergänzen. Diesen
Schritt im Regulierungsgesetz – wenn man ihn
jetzt nicht geht – kann man aber später nach-
ziehen.

Frank Miram (DB Mobility Networks Logistics):
Ich beantworte die Frage zu der zivilrechtlichen
Problematik. In der Tat ist es ein großes Prob-
lem, dass wir zwar heute schon regulierte Infra-
strukturpreissysteme haben, nach dem gelten-
den Allgemeinen Eisenbahngesetz und der
EIBV, aber parallel die Zivilgerichte die Mög-
lichkeit eröffnet haben, auf einem Zivilrechtsweg
– nach völlig anderen Maßstäben der soge-
nannten Billigkeitskontrolle – gegen diese Sys-
teme vorzugehen. Da ist eine erkleckliche Anzahl
von Verfahren heute anhängig, fast 50 Verfah-
ren, zweistellige Millionenbeträge sind da im
Streit. Das Risiko, das dahinter liegt, ist noch
erheblich größer. Das sind Mittel, die über kurz
oder lang für Investitionen fehlen werden. Das ist
natürlich auch nicht hinnehmbar, dass wir so-
zusagen zwei unterschiedliche Wertungsmaß-
stäbe haben. Einen von der Regulierung vor-
gegebenen, der auf das Netz in seiner Ge-
samtheit abstellt, wo Deckungsbeiträge erwirt-
schaftet werden müssen. Und einen zivilrechtli-
chen, der sehr kleinteilig auf Einzelelemente der
Leistungserbringung abstellt. Das sind unter-
schiedliche Maßstäbe. Wenn man nun dem
Gedanken nähertritt: Was dieses Regulie-
rungsgesetz im Kern hier einführt, ist eine
Ex-ante-Entgeltgenehmigung durch die Regu-
lierungsbehörde. Das ist nach unserem Ver-
ständnis stark modelliert nach dem Vorbild des
Telekommunikationsgesetzes und des Postge-
setzes. Da hat ja die Bundesnetzagentur ent-
sprechende Instrumentarien heute schon, und
entsprechend gibt es hier in dem Entwurf, in § 43
eine Regelung, die nach dem Vorbild von Post
und Telekommunikation regelt, dass die von der
Regulierungsbehörde festgesetzten und ge-
nehmigten Preise dann auch zivilrechtlich zu
akzeptieren sind, um diesen Konflikt aufzulösen.
Das ist absolut notwendig und aus unserer Sicht
auch ein Gebot des Europarechts. Die Wertung
für die Maßgabe der Preissysteme entstammt
letztlich dem Europarecht, da kommt es eben
auch auf Markttragfähigkeit an und nicht nur auf
den reinen Kostenbezug. Alles andere würde
dazu führen, dass wir in eine Abwärtsspirale
kommen, weil natürlich die schlecht ausgelas-

teten Netzteile oder Stationen immer teurer
werden müssten – wenn man diese Logik des
Zivilrechts zugrunde legt – und die stark nach-
gefragten Netzteile günstiger. Das sind völlig
falsche Signale. Deswegen ist das ein sehr
vernünftiges Konzept, was hier angelegt ist in
dem Gesetzentwurf, den wir unbedingt begrü-
ßen.

Vorsitzender: Vielen Dank! Kollege Fischer,
bitte sehr!

Abg. Dirk Fischer (CDU/CSU): Also, ich möchte
zunächst einmal eine Frage an Herrn Miram und
Herrn Kirfel stellen, weil die Frage der Gewinn-
abführungsverträge von Herrn Miram nicht in
dem Sinne der Fragestellung beantwortet wurde.
Es ist zwar zutreffend, dass unser heutiges
Holdingmodell EU-kompatibel ist. Auch nach
dem vierten Eisenbahnpaket sagt ja die Kom-
mission, alte Holdingstrukturen bei strengen
Chinese walls – das bedeutet vollständig unab-
hängige Entscheidungsorgane, Trennung der
Finanzströme, getrennte Rechnungsführung,
getrennte IT-Systeme, Karenzzeiten bei der
Übernahme von Personal usw. – dann sind die
alten Holdingstrukturen noch möglich, neue nicht
mehr. Das ist die eine Frage; um die ging es hier
aber gar nicht. Was Sie zitiert haben, heißt:
„Kappung der Gewinnabführungsverträge, um zu
verhindern, dass Nettogewinne aus der Infra-
struktur via Holding zur Abdeckung von Schulden
im operativen Bereich oder zum Erwerb von
Beteiligung im operativen Bereich eingesetzt
werden können“. Da habe ich jetzt eine Frage:
Die DB AG hat uns seinerzeit gesagt: „Das würde
bedeuten, die Infrastruktur-Assets, die Aktiva in
der Holdingbilanz auf Null zu stellen. Damit wäre
das Gesamtunternehmen in seiner Holding-
struktur in der Schieflage, möglicherweise sogar
insolvent. Und deswegen dürft Ihr das nicht
machen.“ Da gibt es jetzt massiven Widerspruch.
Und deswegen müssen wir aufklären, ob diese
Aussage der DB AG tragfähig ist, oder ob Wirt-
schaftsprüfer uns möglicherweise sagen, das sei
nicht der Fall. Diese Frage muss beantwortet
werden und ist jetzt nicht mit dem EU-rechtlichen
Teil beantwortbar, sondern rein innenpolitisch,
eine Gestaltungsfrage der deutschen Innenpoli-
tik. Da würde ich gerne Herrn Miram und Herrn
Kirfel um die Bewertung bitten.

Vorsitzender: Herr Miram, bitte sehr!

Frank Miram (DB Mobility Networks Logistics):
Also, ich schicke mal voraus, dass ich kein Fi-
nanzwissenschaftler bin, ich bin Jurist. Ich kenne
aber die Argumentationen und halte sie auch für
nachvollziehbar, wenn man von heute auf mor-
gen die Organisationsstruktur des DB-Konzerns
ändert und da auch an die Finanzflüsse rangeht,
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dass das ein sogenanntes Impairmentrisiko, ein
Abwertungsrisiko, für die Beteiligungsbuchwerte
der Infrastrukturgesellschaften nach sich ziehen
könnte. Das muss man sich im Zweifel angu-
cken. Da gibt es Gutachten dazu, die kennen Sie
auch, Herr Fischer. Das hat damit zu tun, dass da
Eigenkapital eingesetzt ist und Verbindlichkeiten
zu bedienen sind. Wenn man das unterbindet
von heute auf morgen, dann ändert man etwas
an der Geschäftsgrundlage, und das zieht dann
Korrekturbedarf nach sich. Insoweit kann ich das
nachvollziehen, aber das ist sicherlich eine Ent-
scheidung, die man dann auch nochmal durch
berufenere Experten evaluieren lassen müsste
als durch diejenigen, die hier heute versammelt
sind. Was das EU-Rechtliche anbelangt – Sie
haben hier nochmal angespielt auf die Vor-
schläge der EU, die jetzt auf dem Tisch liegen,
die ja jetzt hier noch kein Gegenstand dieses
Gesetzentwurfes sind: Das ist ja nicht der An-
spruch dieses Gesetzes, dass ein viertes Ei-
senbahnpaket, was es so noch gar nicht gibt,
bzw. was noch gar nicht beschlossen ist, um-
gesetzt werden soll. Die Vorschläge, die jetzt auf
dem Tisch liegen, diskutieren wir so, dass nach
dem Vorschlag der Kommission eine Gewinn-
abführung nicht gänzlich ausgeschlossen wer-
den soll. Es steht heute ausdrücklich in der Vor-
lage, dass die Ergebnisabführung zum Zwecke
der Weiterleitung von Dividenden an den End-
eigentümer weiterhin zulässig sein soll. Und das
ist genau das, was heute stattfindet. Seit einigen
Jahren schüttet die DB AG an ihren Eigentümer
eine Dividende aus, da gehen auch übrigens die
Gewinne aus der Infrastruktur mit ein. Die Divi-
dende war immer größer als das, was die Infra-
struktur abgeführt hat. Insofern sind diese Mut-
maßungen, dass hier Gelder der Infrastruktur
entzogen würden, mitnichten gerechtfertigt. Das
kann ich nur nochmal unterstreichen.

Vorsitzender: Vielen Dank, Herr Miram! Die
Qualität der Sachverständigen möge jeder nur
für sich selbst beurteilen. Herr Kirfel, bitte!

Alexander Kirfel: Es hat nicht direkt mit dem
Regulierungsgesetz zu tun, aber trotzdem: Die
Behauptung, dass, wenn die Gewinnabfüh-
rungsverträge gekappt würden, die Bilanz auf
Null gestellt würde und DB-Netz dann insolvent
würde, trifft nicht zu. Ich würde das aber gerne
zum gesonderten Thema machen. Ich habe dazu
auch ein ganz aktuelles Gutachten vorliegen, da
muss ich mit dem Gutachter aber selber noch
mal Rücksprache nehmen.

Vorsitzender: Das ist eigentlich nicht das The-
ma.

Abg. Dirk Fischer (CDU/CSU): Wir haben
deswegen dieses Thema auf dem Tisch liegen,

weil der Bundesrat in seiner Stellungnahme
verlangt, dass die Gewinnabführungs- und Be-
herrschungsverträge beendet werden. Insoweit,
Herr Miram, Herr Kirfel, können wir nicht sagen,
das machen wir in fünf Jahren, nachdem wir
Gutachten gelesen haben. Der Gesetzgeber
muss jetzt entscheiden über diese Frage.

Alexander Kirfel: Was die Gewinnabführungs-
und Beherrschungsverträge angeht, müssen wir
natürlich ein bisschen aufpassen, welche Infra-
strukturen wir hier vergleichen. Bei der DB habe
ich z. B. Infrastrukturen, die Gewinne erwirt-
schaften. Ich habe aber auch genug
nicht-bundeseigene Eisenbahninfrastrukturen in
Deutschland, die Verluste erwirtschaften. Da
muss ich wiederum aufpassen, dass ich nicht
einen Weg beschreite, der durch die Chinese
walls am Ende die Möglichkeit der Verlustabde-
ckung abschneidet und die Infrastruktur im Be-
stand gefährdet. Das ist kein geringes Problem,
und ich warne davor, das zu unterschätzen. Wir
reden hier in der Summe über 3.000 km derar-
tiger Infrastruktur. Das ist ja nicht gerade ganz
wenig. Was die Gewinnabführung an sich an-
geht, ist aus Sicht des Wettbewerbs selbstver-
ständlich die Kappung der Gewinnabführungs-
und Beherrschungsverträge zu begrüßen. Und
wenn die Bundesratsforderung im Gesetz Be-
rücksichtigung finden würde, wäre das auch zu
begrüßen.

Vorsitzender: Vielen Dank! Kollegin Wilms!

Abg. Dr. Valerie Wilms (BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN): Vielen Dank Herr Vorsitzender! Ja,
es ist schon erstaunlich, mit welcher Herange-
hensweise uns der Vertreter der DB hier be-
glückt. Dass er uns noch mehr oder weniger
Vorschriften machen will, wen wir hier als
Sachverständigen holen…interessant! Wenn wir
uns diesen Komplex Eisenbahnregulierung an-
schauen, dann ist es wirklich höchste Zeit, dass
in diesem monopolisierten Markt tatsächlich eine
vernünftige und funktionierende Regulierung
kommt, so wie wir das auch im Bereich der
Energienetze haben. Das ist höchste Eisenbahn!
Ansonsten haben wir nämlich die Situation – das
zeigt sich ja immer mehr, gerade auch die Auf-
gabenträger merken das –, dass immer nur ein
Weg für die Trassenpreise existiert, nämlich der
Weg nach oben. Die Trassen- und Stationspreise
sind keine Marktpreise, sondern politische Prei-
se. Warum ist das so? Weil die Zuschüsse des
Bundes letztlich die Höhe der Infrastrukturent-
gelte bestimmen. Der Bund tut dies, um die
marktwirtschaftlich nicht tragfähigen Infrastruk-
turentgelte so stark abzusenken, dass der Ver-
kehrsträger Schiene überhaupt wettbewerbsfä-
hig ist. Und dann akzeptieren wir, dass dem
staatseigenen Unternehmen DB-Netz noch eine
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kapitalmarktübliche Rendite von sechs Prozent
auf das wenige von ihm eingesetzte Kapital
belassen werden soll. Das ist derzeit wirklich
eine gesetzlich abgesicherte Gelddruckmög-
lichkeit für die DB-Netz. Da müssen wir rein mit
einer Regulierung, wie wir sie aus dem Ener-
giebereich kennen, dass dort etwas mehr Ord-
nung entsteht.

Jetzt meine Fragen. Die erste Frage an Herrn
Mitusch: Sie sehen die Gefahr, dass das Gesetz
mit den weitreichenden Vorschlägen des Bun-
desrates überfrachtet wird und damit zu schei-
tern droht. Eine Gefahr, die durchaus auch viele
sehen können. Wer würde aus Ihrer Sicht von
einem solchen Scheitern profitieren, und wer
hätte die größten Nachteile? Worauf sollte der
Vermittlungsausschuss besonders achten, um
das Gesetz doch noch verabschieden zu kön-
nen? Die zweite Frage an Frau Henckel von der
BAG SPNV: Sie greifen in Ihrer Stellungnahme
zahlreiche Defizite auf, die wir ebenfalls so se-
hen, vor allen Dingen auch die Frage mit der
kapitalmarktüblichen Verzinsung. Können Sie
sagen, wo Sie selber Kompromissmöglichkeiten
für Ihren Verband sehen? Wo sind Ihre roten
Linien? Also, wäre es für Sie ein Gesetz mit
bestimmten Kompromissen sinnvoller, oder
ziehen Sie ein Scheitern und kompletten Neu-
start vor?

Vorsitzender: Vielen Dank! Herr Mitusch!

Prof. Dr. Kay Mitusch (Karlsruher Institut für
Technologie): Frau Wilms, vielen Dank für die
Frage nach meiner Hauptsorge. Es ist aller-
höchste Eisenbahn, dass wir eine vernünftige
Regulierung bekommen für die Eisenbahn! Für
mich ist der entscheidende Schritt voran dieser
Satz aus § 39 – es gibt ja Effizienzvorgaben für
Preisobergrenzen, und dort steht dann, ich habe
mir das nochmal rausgeschrieben: „Bei der
Bestimmung der Effizienzvorgaben für die EIU
sollen Analysen unter Verwendung verschiede-
ner Methoden vorgenommen werden.“ Dann gibt
es die Informationsrechte des Regulierers, die
dazu weitgehend passend auch bestimmt wer-
den. Das ist der entscheidende Schritt voran, den
man mit diesem Gesetz machen kann, wenn
man es jetzt noch durchbringt. Und es gibt Defi-
zite, es gibt natürlich Kritikpunkte, offene Punkte.
Ich glaube, das Gesetz bietet den Rahmen, dass
man nachbessern kann in Zukunft. Zu den Vor-
teilen einer Regulierung bin ich der Experte; zu
meinen Befürchtungen hinsichtlich der Politik
sind eigentlich Sie die Experten. Ich fürchte,
wenn das Gesetz jetzt vor der Wahl nicht mehr
durchkommt, ist es höchst gefährdet. Ob es dann
nach der Wahl, mit welchem Ausgang auch
immer, noch verabschiedet wird, das ist absolut
fraglich. Es gibt auch nicht den politischen Druck.

Ich wüsste nicht, wenn man mit dem Agieren der
DB zufrieden ist, dass man unbedingt etwas
machen muss. Die nächste Regierung könnte
sagen, wir machen weiter so. Dann hätten wir
aber wieder keine vernünftige Regulierung. An
diesem Gesetz ist lange gearbeitet worden. Herr
Gäßler sitzt dort hinten, es ist lange gefeilt wor-
den, die Bundesnetzagentur war beteiligt und es
ist ein guter Entwurf rausgekommen. Der große
Schritt im Hinblick auf das, was ich gerade zitiert
habe, den würde man voran machen.

Ich habe das Anfang 2012 noch anders gesehen.
Da habe ich es als Mogelpackung bezeichnet,
weil man von der Regulierung die Instandhal-
tungstätigkeiten und die Eigenmittelinvestitionen
ausnehmen wollte. Dann wäre praktisch gar kein
Angriffspunkt für die Regulierung gewesen. Das
hat sich geändert; wir würden wirklich einen
großen Schritt machen. Nicht nur Herr Gäßler hat
gearbeitet, sondern wir haben ja auch lange,
lange diskutiert – damals noch im Rahmen der
Privatisierungsdiskussion. Damals hat der Ver-
kehrsminister Tiefensee das erste Mal das
Thema aufgebracht: „Stärkung des Regulierers“.
Seitdem ist daran gearbeitet und diskutiert wor-
den; es sind Konzepte, es sind Studien gemacht
worden. Die Diskussion ist ausgereift. Es gibt ein
anderes Thema – Bahnstrom –, das steht auch
an. Aber da ist eigentlich noch nicht intensiv
genug dran gearbeitet worden. Was da drinsteht
zum Bahnstrom, das wird das Problem nicht
befriedigend lösen – in der Eisenbahnpolitik geht
halt immer alles so langsam. Aber hier mit der
Entgeltregulierung ist man zu einem guten Punkt
gekommen. Man muss jetzt verabschieden,
sonst sind fünf oder zehn Jahre politische Arbeit
vertan.

Vorsitzender: Frau Henckel!

Susanne Henckel (BAG SPNV): Der ganzen
Leidenschaft, mit der mein Vorredner gerade in
einem Plädoyer die Zustimmung zu dem Gesetz
gegeben hat, kann ich mich nur bedingt an-
schließen. Mit einer etwas gezügelten Leiden-
schaft dahingehend, dass sicher positiv zu be-
werten ist, dass dieses Gesetz, das einen langen
Vorlauf hat und das auch dringend erforderlich
war, um nachhaltige Rahmenbedingungen für
die Trassen-, Stations- und Infrastrukturpreise in
Deutschland zu legen, sicherlich positive As-
pekte hat. Doch aus unserer Sicht überwiegen
zahlreiche negative Aspekte. Ich sehe zu wenig
Aspekte eines fortschreibungsfähigen Gesetzes,
wenn es denn darum geht, die Fragestellung der
Verzinsung oder auch der Transparenz und
Schaffung nachhaltiger Rahmenbedingungen zu
stärken. Die Aufgabenträger sind in der Situation,
die durchgeleiteten Entgelte zahlen zu müssen.
Sie wollen aber tatsächlich konkrete Konzepte
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umsetzen im Nahverkehr, integrale Taktfahr-
pläne in den Regionen und auch Leistungsstei-
gerungen, weil sie ein Ziel haben: Sie wollen die
Fahrgäste aus dem Individualverkehr auf die
Schiene bekommen, und dies geht nur mit
sinnvollen Konzepten. Die Infrastruktur stellt
dafür die Weichen. Es muss möglich sein, ein
Gesetz zu schaffen, das es in Kombination mit
der LuFV dann schafft, diese Konzepte zu er-
möglichen. Die Wurst ins Fenster hängen, dass
die Infrastrukturbetreiber Station & Service,
DB-Netz und DB-Energie genau an dieser Stelle
ihre Konzepte auflegen! Genau das zeigt das
Gesetz noch nicht. Wir sind für eine massive
Stärkung des Regulierers, der dann, wenn Teil-
aspekte der Anreizregulierung umgesetzt wer-
den, zu einer Kompetenzbehörde erwachsen
kann. Das befürworten wir. Wir lehnen jedoch
tatsächlich das Gesetz in dieser Form ab, da es
nach wie vor keine guten Voraussetzungen für
die Schaffung transparenter Rahmenbedingun-
gen bietet. Solange ein Aufgabenträger nicht
nachvollziehen kann, warum der Stationspreis
sich innerhalb von fünf Jahren verdreifacht, und
solange diese Preise und die preisbildenden
Maßnahmen nicht offengelegt werden, ist doch
die Frage, wie Zukunftskonzepte aussehen. Wir
können nicht jedes Jahr die Regionalisie-
rungsmittel neu bestimmen, sondern wir müssen
mit diesem Gesetz etwas schaffen, das längere
Zeit wirkt. Wir sind jetzt in einem schwierigen
Prozess, um tatsächlich die Regionalisie-
rungsmittel in ihrer Höhe und ihrem Zeitraum in
den nächsten fünf, zehn oder womöglich fünf-
zehn Jahre aufzusetzen. Wir brauchen hier ein
tragfähiges Gerüst. Gibt es einen Kompromiss zu
der Fragestellung der Zinsen? Aus unserer Sicht
ist die jetzige Form abzulehnen. Und wir sehen
hier nur die Möglichkeit der Offenlegung, auch
eine Offenlegung der Kriterien, wie die Definition
der Zinsen erfolgt.

Vorsitzender: Vielen Dank! Als nächstes die
Kollegin Leidig.

Abg. Sabine Leidig (DIE LINKE.): Ja, ich würde
da gerne anknüpfen, weil man natürlich davon
ausgehen muss, dass der Schienenpersonen-
nahverkehr die tragende Säule des Bahnver-
kehrs ist, und dass es in der Politik eigentlich
darum gehen muss zu schauen, dass möglichst
viele Menschen möglichst gut und preisgünstig
und barrierefrei Bahn fahren können. Von daher
ist für mich die Stellungnahme der BAG SPNV
der Schlüssel zu der Frage: Ist da eine gute
Regelung gelungen, oder braucht man eigentlich
ganz andere Grundlagen für die Weiterentwick-
lung der Schiene und die Regulierung des
Schienenverkehrs? Ich würde gerne an Frau
Henckel noch eine Frage stellen, und zwar: Sie
haben ja beschrieben, dass es auch um Da-

seinsvorsorge geht. Gibt es denn ein Posi-
tiv-Konzept der BAG SPNV? Haben Sie ein
konkretes Modell, wie die Zusammenarbeit mit
der Bahn aussehen müsste, damit die Nahver-
kehrsunternehmen ihre Interessen und ihre Ziele
– die völlig richtig und notwendig sind, nämlich
Leute vom motorisierten Individualverkehr auf
die Schiene zu bringen – auch umzusetzen? Wie
müsste es gestrickt sein? Auch mit Blick auf die
Schweiz, wo es ja eine andere Struktur der Zu-
sammenarbeit von regionalen Bahnunternehmen
und der Bundesbahn gibt. Das wäre die Frage an
Sie: Welche Wünsche haben Sie da? Die zweite
Frage geht an Herrn Beckers. Sie haben vorhin
auch die Schweiz anklingen lassen, „man kann
es auch so machen wie in der Schweiz“. Da wäre
meine Frage: Stimmt das, könnte man es ma-
chen wie in der Schweiz, oder gibt es juristische,
EU-rechtliche und sonstige Einschränkungen,
wo Sie sagen würden, das geht hier auf keinen
Fall?

Susanne Henckel (BAG SPNV): Sehr gerne,
Frau Leidig. Ein Konzept für die Zusammenarbeit
ist natürlich etwas anderes, als hier über einen
Gesetzentwurf zu sprechen. Zusammenarbeit
existiert selbstverständlich zwischen den Auf-
gabenträgern und den Schieneninfrastrukturbe-
treibern. Sie existiert dort, wo die LuFV arbeitet
und über die Anlage 8.7 die Länder ja mit defi-
nieren können, wie die Infrastruktur aussehen
soll. Zusammenarbeit existiert aber auch dort, wo
konkrete Konzepte wie einzelne Taktverkehre
den Umbau von Infrastrukturen erfordern. Zu-
sammenarbeit existiert aber nicht, wenn es um
die großen Abstimmungsmaßnahmen geht, oder
auch wo Aufgabenträger in der Vergangenheit
mit der Umsetzung von Infrastrukturkonzepten
beispielsweise die Verdoppelung der Leis-
tungsbestellungen in Aussicht stellen konnten.
Das beklagen wir sehr, denn wenn tatsächlich
ein Anreiz in einem Trassenpreis zu sehen wäre,
wäre die Verdoppelung der Bestellung und damit
die Verdoppelung des Trassenpreises (es gibt ja
bis heute kein richtig funktionierendes Bonus-
system für Mehrbestellungen über Trassen- und
Stationspreise) an dieser Stelle ein wirksames
Instrument. Das existiert nicht, und deswegen
muss bundesweit ein Rahmenkonzept her, das
genau diese Randbedingungen erfüllt. Ich sage
hier nichts Neues, wenn ich in dieser Runde noch
einmal für das Konzept der Überprüfung der
Machbarkeit eines sogenannten Deutschland-
takts plädiere – eine unserer zentralen Forde-
rungen, denn die Aufgabenträger haben in den
Regionen bewiesen, dass regionale Taktver-
kehre auch in Deutschland funktionieren. Wenn
ein solches Instrument eingeführt ist als ein
Rahmenplan, der in Deutschland mit einer mit-
telfristigen bis langfristigen Umsetzung Vorgaben
gibt, dann können diese Instrumente funktionie-
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ren. Meine Antwort ist also ja: Elemente der
Schweiz sind zu übernehmen, und die LuFV
selbst hat ja auch ihren Vorlaufcharakter in dem
Schweizer Modell gefunden und sollte auch in
dieser Richtung weiter ausgebaut werden.

Prof. Dr. Thorsten Beckers (Technische Uni-
versität Berlin): Frau Leidig, Sie haben, glaube
ich, das Ziel – das ich auch gut nachvollziehen
kann –, dass Trassenpreise nicht so hoch sind,
dass auch die Gewinnabführung vom Netz im
Konzern weiter nach oben nicht so hoch ist. Ich
denke, der Schweizer Ansatz, das Unternehmen
auf eine schwarze Null auszurichten, ist da ein
Weg – man nennt das auch „No-Profit-Ansatz“.
Ich würde noch auf den zweiten Weg eingehen,
den man sowohl bei privaten als auch bei öffent-
lichen Unternehmen, die man wie Private führt –
und das ist ja bei der DB-Netz der Fall, weil die
Politik das so vorgegeben hat – anwenden kann.
Das ist, dass man die Unternehmen hart regu-
liert, aber dass man ein Anreizregime hat, das für
niedrige Kapitalkosten sorgt, auch bei einer
kapitalmarktorientierten Betrachtung. Wie kriegt
man das hin? Das kriegt man hin, indem man
Anreize setzt für einzelne Bereiche – für den
Betrieb, für die Umsetzung von Erhaltungs- und
Investitionsmaßnahmen. Also wirklich harte
Anreizsetzung. Indem man aber bei der Erhal-
tungsstrategie und der Frage, wie viel passiert in
den einzelnen Bereichen und was, hartes Moni-
toring macht. Infolge dessen kann man dann auf
das investierte Kapitel eine sichere Verzinsung
gewähren. Je besser und klarer man das Inves-
toren zusichert, umso niedriger sind die Kapi-
talkosten. Was ist das entscheidende dafür, dass
Trassenpreise nicht so hoch sind? Dass die
Kapitalkosten nicht hoch sind! Die jetzige Regu-
lierung ist anders ausgestaltet, sie ist auf eine Art
und Weise ausgestaltet, die im Bereich Post, wo
wir nicht so viele Assets haben, ganz gut funk-
tioniert. Auch im Bereich Telekom. Mit ganz
anderen Lebensdauern der Assets kann das
ganz gut funktionieren, da sind die hohen Kapi-
talkosten nicht so schlimm, da wirken die Vorteile
dieses Ansatzes. Hier ist das sozusagen die
falsche Kopie. In Großbritannien hat man das am
Anfang auch so gemacht, und ist damit sehr stark
gescheitert. Da würde keiner mehr auf die Idee
kommen, in einem Sektor, wo wir so viele lang-
lebige Assets haben, ohne eine regulated As-
set-Base und eine sichere Kapitalverzinsungs-
zusicherung zu regulieren. Das gibt es da nicht
mehr. Insofern haben wir hier ein Anreizregime,
wo vielleicht einige Ziele haben, aber ich glaube,
die werden sich wundern, was sie mit dieser
Regulierung bekommen. Das ist eine Absiche-
rung für steigende Trassenpreise, ohne dass das
Auf-Verschleiß-Fahren zurückgeht. Das war der
zweite Ansatz.

Der erste Ansatz – das war eigentlich Ihre Frage,
aber ich denke, dass muss man auch im Kontext
sehen – ist der Schweizer Ansatz. Das kann man
natürlich nur bei einem öffentlichen Unterneh-
men machen, oder bei einem Unternehmen, das
sozusagen Nachfragern zugeordnet ist. Da wird
dem Unternehmen vorgegeben, auf eine
schwarze Null hinzuarbeiten. Das Unternehmen
ist dann nicht so anreizorientiert ausgerichtet von
den Eigentümern, was an der einen oder ande-
ren Stelle auch mal zu einem bisschen weniger
Effizienz führen kann, aber es ist davon auszu-
gehen, dass es gerade bei der Erhaltungsstra-
tegie für das Netz vorteilhaft ist. Auch bei so
einem Ansatz sollte man regulieren, das machen
die Schweizer ja auch, die gucken da hin. Ich
habe schon Gutachten für das BAV durchgeführt,
also das Bundesamt für Verkehr in der Schweiz.
Und ich glaube, dass das ökonomisch gesehen
der bessere Ansatz wäre, ohne zu sagen, dass
man mit einer öffentlichen DB nicht auch diesen
anderen Ansatz gehen kann, harte Regulierung
und Ausrichtung wie ein privates Unternehmen.
Aber ich glaube, der Schweizer Ansatz wäre
besser. Sie haben gefragt, ob das rechtlich um-
setzbar ist. Da bin ich nicht der Experte, das will
ich ehrlich auf den Tisch legen. Ich sehe aber
überhaupt kein Problem darin, dass ein Eigen-
tümer ein Unternehmen derart ausrichtet. Und
das ist ja auch noch ein spezieller Eigentümer,
nämlich der Eigentümer, der hier sitzt und im
großen Plenum sitzt und das einfach auch ge-
setzlich festlegen kann. Einen Konflikt mit den
grundgesetzlichen Regelungen, den sehe ich da
nicht in Ansätzen. Ich will da kein letztgültiges
Urteil sprechen, weil ich kein Jurist bin, aber das
erscheint mir sehr schwer vorstellbar.

Vorsitzender: Vielen Dank, Herr Beckers! Als
nächstes der Kollege Burkert.

Abg. Martin Burkert (SPD): Ja, die erste Frage
geht noch einmal an die Deutsche Bahn AG, an
Herrn Miram. Zum § 61, der ja das missbräuch-
liche Verhalten von marktmächtigen Unterneh-
men beim Vertrieb von Fahrausweisen und
Bahnstrom behandelt. Wenn man sich die
Fahrkarten anschaut, hat ja beispielsweise in
Rosenheim die Deutsche Bahn AG eine Fahr-
kartenausgabe, und Veolia hat eine Fahrkar-
tenausgabe. Wie sieht denn das die Deutsche
Bahn: Ist man denn bereit, Fahrkarten für andere
Unternehmen zu verkaufen und da ein Konstrukt
zu schaffen? Das ist die erste Frage. Die zweite
Frage: Wie sehen Sie das beim Bahnstrom, sind
die Unterschiede zu den Wettbewerbern vor-
handen aus Sicht der Deutschen Bahn AG, oder
hat man da nicht auch schon Regelungen ge-
funden? Und dann wollte ich Herrn Prof. Beckers
noch einmal fragen: Welche Gefahren sind bei
der Umsetzung der Anreizregulierung zu be-
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fürchten, sowohl institutionell, betriebs- aber
auch volkswirtschaftlich? Vielleicht können Sie
da aus Ihrer Sicht noch mal etwas sagen.

Frank Miram (DB Mobility Networks Logistics):
Ja, danke! Fahrkartenvertrieb, § 61, Herr Burkert:
Sie fragen, ob es heute schon Möglichkeiten gibt,
für andere Unternehmen Fahrscheine zu ver-
treiben. Ja, natürlich ist das so. Das ist im ge-
samten Bereich des Schienenpersonennahver-
kehrs auch geregelt, da gibt es eine eigene
Governance, da gibt es heute auch schon eine
Freistellung vom Kartellrecht, um das zu ermög-
lichen. Auch im Übrigen gibt es sozusagen unter
der Voraussetzung, dass sich Unternehmen auf
ein Vertriebsabkommen einigen, natürlich die
Möglichkeit, unter den entsprechenden Voraus-
setzungen einen gemeinsamen Fahrkartenver-
trieb zu organisieren. Aber es gibt keine Ver-
pflichtung dazu; das ist, glaube ich, das Ent-
scheidende. Denn der Fahrkartenvertrieb ist
eben keine Infrastrukturdienstleistung, die regu-
lierungsbedürftig wäre. Das sieht auch das
EU-Recht nicht so. Da gibt es Rechtsprechung,
die Oscar Bronner-Entscheidung des Europäi-
schen Gerichtshofs. Die gerade neu geregelte
EU-Richtlinie, das „Recast“, sieht da auch eine
Regelung vor, nämlich den Anspruch für Eisen-
bahnverkehrsunternehmen, ihre eigenen Ver-
triebseinrichtungen auf Stationen einzurichten,
seien es Automaten oder andere Verkaufsstel-
len. Das ist ja hier in dem Gesetz auch angelegt,
es ist insofern auch umgesetzt in dem § 6 des
Gesetzentwurfes. Das ist sozusagen die Um-
setzung der EU-Vorgabe. Aber jetzt gehen wir
hier in Deutschland darüber hinaus und regeln
auch noch in § 61, unter der Flagge einer Miss-
brauchsaufsicht, eine Verpflichtung zwischen
Wettbewerbern, einen Vertrieb zu organisieren.
Das ist etwas, was wir sehr kritisch sehen, weil
das natürlich jegliche Investitions- und Innovati-
onsanreize beenden würde. Im Fernverkehr wird
heute schon sehr viel über Internet, Onlinever-
trieb und mobile Apps abgewickelt. Da steckt viel
Entwicklungsaufwand dahinter. Auch die Wett-
bewerber differenzieren sich durch andere Ver-
triebsmodelle, sparen damit auch Kosten ein.
Das ist eigentlich ein klassischer Fall von Wett-
bewerb. Eine Dienstleistung, die im Wettbewerb
organisiert wird – die hier jetzt leider sozusagen
gleichgeschaltet werden soll, das haben wir
immer kritisiert und dafür plädiert, dass das so
gemacht wird wie in ganz Europa, nämlich ent-
sprechend der europäischen Vorgabe.

Thema Bahnstrom: Sie wissen, dass da seit
längerer Zeit Diskussionen laufen, um das
Thema Preisspreizung zu beenden. Das ist auch
in Arbeit, da ist der Kollege von DB-Energie mit
der EU-Kommission in Verhandlungen und wird
dann sicherlich entsprechende Ergebnisse prä-

sentieren können. Im Übrigen kann ich hier nur
noch einmal darauf hinweisen, dass wir beim
Thema Bahnstrom heute schon eine Netzregu-
lierung nach EnWG haben. Die Durchleitung
durch die Bahnstromleitung ist seit der Ent-
scheidung des Bundesgerichtshofs 2010 klar
geregelt, und das ist in den Energiemärkten auch
ganz und gar unüblich, dass sozusagen die
Handelsebene noch einer zusätzlichen Regu-
lierung unterworfen wird. Also, insofern ist das
auch ein atypisches Vorgehen hier im Konzept
des § 61.

Prof. Dr. Thorsten Beckers (Technische Uni-
versität Berlin): Was wird passieren, wenn man
das Anreizregime umsetzt, also speziell das, was
in § 30 ff. geregelt ist? Zunächst noch einmal: Wir
haben hier eine Regulierung für ein öffentliches
Unternehmen, das wie ein privates geführt wer-
den soll. Man könnte die Alternative Schweizer
Ansatz in Betracht ziehen, aber das ist jetzt nicht
so. Also: Regulierung für ein Unternehmen, das
wie ein privates geführt werden soll, obwohl es
öffentlich ist – da brauchen wir eine harte Regu-
lierung! Wir haben auch Reformbedarf, denn es
wird auf Verschleiß gefahren, da gibt es ganz
deutliche Hinweise. Es wird kurzfristorientiert
agiert. Wir haben recht hohe Kapitalkosten zur-
zeit, obwohl wir ein Regulierungsregime haben,
wo dem Unternehmen sozusagen alles zugesi-
chert ist, denn die Bundesnetzagentur kann nicht
viel machen. Wir haben einen Regulierer, der
ziemlich wenig Informationsrechte hat, der
nachträglich mal draufgucken darf, aber nicht so
richtig viel machen kann. Da ist ein erhebliches
Defizit. Das sieht man ja auch, wenn man aufs
Netz guckt: Es wird vom Zustand her nicht bes-
ser, und ist trotzdem nicht gerade günstig. Das ist
die Grundlage dafür, dass man etwas Vernünf-
tiges machen sollte.

Ich habe jetzt eine andere Einschätzung als Herr
Mitusch bezüglich des Anreizregimes. Ich halte
das nicht in Ansätzen für ausgereift und für
sinnvoll. Da sind viele Elemente, die in Sektoren
mit wenig Assets oder mit hoher Innovationsdy-
namik sinnvoll sein können. Hier bräuchten wir
ein Anreizregime, wo der Regulierer die Mög-
lichkeit hat, inputorientiert hinzugucken, Vorga-
ben für einzelne Bereiche zu machen, Kurzfrist-
orientierung herauszunehmen. Das ist das, was
privatwirtschaftlich ausgerichtete Unternehmen
in Infrastruktursektoren gerne machen: Die Lü-
cken der Regulierung ausnutzen und kurzfrist-
orientiert agieren, das verspricht hohe Gewinne.
Da müsste der Regulierer Rechte und Möglich-
keiten haben. In dem Kontext kann er dann auch
sichere Verzinsung gewähren auf Dinge, die
umgesetzt sind entsprechend der regulatori-
schen Anreizregime, die für die Umsetzung
implementiert worden sind. Weil das nicht der
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Fall ist, gibt es deutliche Hinweise darauf, dass
das eher nach hinten losgehen wird. Kurzfrist-
orientierung wird man nicht in den Griff bekom-
men. So wie dieses Regulierungsregime ausge-
staltet ist, besteht durchaus die Gefahr, dass
relativ hohe Kapitalkosten anzusetzen sind, und
der Gesamteffekt wäre dann nicht unbedingt
positiv.

Ein weiteres Problem bei der Umsetzung ist
sicherlich auch die Verbindung mit der LuFV. Es
ist ja sehr sinnvoll, dass die Politik sagt, wie groß
ungefähr das Netz sein soll, dass Mecklen-
burg-Vorpommern angebunden sein soll, wie die
Kapazität sein soll, dass sie distributive Ent-
scheidungen fällt usw. Das ist absolut sinnvoll in
dem Land, in dem wir leben, bei den grundge-
setzlichen Vorgaben. Es ist genauso sinnvoll,
dass die Politik eine Aussage dazu trifft, wie sie
das Netz bezuschussen will, damit das Trassen-
preisniveau sinkt und Modal-Split-Ziele erreicht
werden. Es ist auch sinnvoll, dass man das
überjährig festlegt, und in dem Rahmen kann die
LuFV ein Weg sein, das zu machen. Aber die
Qualitätskriterien in der LuFV sollten das bein-
halten, was Wille der Politik ist. Wenn man eine
Regulierung hat und ein Anreizregime, dann
braucht man weitere Qualitätskriterien, damit das
stimmig zusammen passt. Da glaube ich, dass
ein weiteres Defizit in dieser Regulierung drin ist.
Das ist nicht der Hauptpunkt, aber es ist ein
weiterer, wo ich auch sage, da sollte man auf-
passen.

Es gibt noch einen weiteren Punkt in der Um-
setzung. Wir haben durch das Gesetz eine ge-
setzliche Fixierung dieser LuFV. Die LuFV ist ein
Vertrag, wo zwei Seiten zustimmen müssen,
damit die DB Geld bekommt und eine Vorgabe
befolgt. Ich frage mich, ob es schlau von der
Politik ist, das so festzulegen, dass man die
Zustimmung der DB braucht, um festzusetzen,
wieviel Geld man der DB gibt. Da würde ich doch
empfehlen, sich – wenn man sich nicht einigt –
das Recht offen zu halten, das selber zu be-
stimmen. Im Prinzip beschneiden Sie sich –
irgendwann Ihre Nachfolger – Ihrer Rechte, der
DB zu sagen, wir möchten euch die Summe X
geben, damit das Trassenpreisniveau sinkt. Da
kann die DB immer sagen, wir hätten aber gerne
noch mehr, sonst gibt es keinen Vertrag. Das ist
bei allen Infrastruktursektoren die ich kenne,
schon eine sehr sehr einmalige Konstellation,
dass ein Unternehmen einfach sagen kann
„Nein, wir möchten gerne noch mehr, sonst
unterschreiben wir nicht“. Dafür gibt es keinen
Grund. Ein Unternehmen muss auch geschützt
sein. Aber wir haben ein ausgeklügeltes
Rechtssystem in Deutschland, und insofern
glaube ich, dass darüber das Unternehmen gut
genug geschützt ist.

Vorsitzender: Vielen Dank! Kollege Döring!

Abg. Patrick Döring (FDP): Zunächst, liebe
Kolleginnen und Kollegen, Herr Vorsitzender, will
ich drei Vorbemerkungen machen. Ich glaube,
dass man sich davon verabschieden muss, dass
ein Regulierungsgesetz alle Herausforderungen
im Bahnbereich lösen kann. Es gibt weitere
Herausforderungen, die weder in der Aufgabe
der Bundesnetzagentur noch in der Aufgabe der
DB AG liegen, sondern auch in der Frage der
politischen Rahmenbedingungen außerhalb von
Regulierung. Ich glaube auch nicht, dass man
erwarten kann, dass alle Nahverkehrskonzepte,
die sich jemand ausdenkt, immer und aus-
schließlich umsetzbar sein müssen. Dass es
sozusagen ein Menschenrecht auf Umset-
zungsmöglichkeit gibt, und dass die Regulie-
rungsbehörde dabei auch immer helfen kann.
Das wird so nicht sein.

Zweitens erlaube ich mir die Feststellung, dass
die DB AG im vergangenen Geschäftsjahr so
viele Menschen transportiert hat wie noch nie
zuvor in ihrer Geschichte. So dramatisch
schlecht kann es sowohl um den Nah- wie um
den Fernverkehr nicht beschieden sein, wenn
das so ist. Das zeigt, dass die Bemühungen, die
Kapazität zu erhöhen und Engpässe zu beseiti-
gen – z. B. auch durch die LuFV und die Quali-
tätsanforderung durch die LuFV –, die durch
diesen Ausschuss in der vergangenen Wahlpe-
riode auch unter einem sozialdemokratischen
Verkehrsminister vorangebracht wurden, dazu
geführt haben, dass wir Engpässe beseitigt und
kapazitätsorientierte Erhaltungsinvestitionen
geschaffen haben. Und deshalb sind Theorie-
gebäude, dass sich irgendjemand am Potsdamer
Platz dagegen wehren würde, wenn wir mehr
Geld zur Verfügung stellten, sagen wir mal in-
tellektuell reizvoll, aber mit der praktischen Er-
fahrung der letzten Jahre nicht übereinzubringen.
Wir haben Herausforderungen, weil wir bei Pla-
nungsvorgaben in der Eisenbahn längere Vor-
läufe haben als im Straßenbau. Und deshalb
haben wir immer dann, wenn das Geld beson-
ders plötzlich kommt, Umsetzungsschwierigkei-
ten im Eisenbahnbereich. Das alles spricht für
kontinuierliche Investitions- und Regulierungs-
ansätze. Das ist auch der Grund, warum wir beim
Thema Leistungs- und Finanzierungsvereinba-
rung in diesem Ausschuss so leidenschaftlich
und intensiv diskutieren, wie wir dort zu einer
Anschlussregelung kommen.

Letzte Bemerkung, weil das Thema Kapitalver-
zinsung in der Tat politisch diskutiert wird. Bevor
sich einige gleich aufregen: Ich würde in meinen
Unternehmen eine Kapitalverzinsung von sechs
Prozent nicht akzeptieren. Für diese Verzinsung
hätte ich mich in meinem Leben nie selbstständig
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gemacht. Da kann ich auch spanische Staats-
anleihen kaufen. Das ist für mich nicht akzepta-
bel. Dann würde ich in meinen Unternehmen
mein Management vor die Tür setzen. Unter 20
Prozent Eigenkapitalverzinsung macht Selb-
ständigkeit keinen Sinn, um das offen zu sagen.
So ist das. Jedes Unternehmen, an dem ich
beteiligt bin, hat 20 Prozent oder mehr.

(Zwischenrufe)

Abg. Patrick Döring (FDP): Nein, Frau Leidig,
Sie müssen einfach mal verstehen, dass es
Menschen in diesem Land und auch in diesem
Haus gibt, die ihr eigenes Geld in gewerbliche
Tätigkeiten investieren. Ich habe doch gesagt,
bevor Sie sich aufregen – Sie müssen einfach
mal warten. Die DB-Netz AG ist aber kein pri-
vates Unternehmen. Die DB-Netz AG ist kein
privates Unternehmen, und deshalb würde ich
diese Maßstäbe bei der Verzinsung von Infra-
struktur nie ansetzen. Aber man muss auch mal
sagen: Das ist das Spannungsfeld. Das sage ich
ausdrücklich als jemand, der Interesse daran hat,
dass wir nicht zu staatlich kontrollierter, staatlich
geführter Infrastruktur kommen. Wir alle haben
ein Interesse daran, dass auch die Schieneninf-
rastruktur in Deutschland wirtschaftlich betrieben
wird. Das ist in der Rechtsform einer AG wahr-
scheinlich leichter möglich, als in einer Körper-
schaft öffentlichen Rechts oder als gemeinnüt-
zige mbH oder meinetwegen als Eigenbetrieb
des Bundes. Und trotzdem rate ich uns, ein
Interesse daran zu haben, dass wir den politi-
schen Wunsch, die Infrastrukturkosten möglichst
gering zu halten, damit Eisenbahnverkehr
überhaupt möglich ist in Deutschland, nicht
dadurch konterkarieren, dass wir auf der anderen
Seite wieder preistreibende Effekte bei zu hohen
Verzinsungsannahmen installieren. Das ist der
Widerspruch, in dem wir uns befinden. Den kann
man nicht so leicht auflösen, das ist ja auch
zweifellos Thema unserer Diskussion gewesen.
Aber ich rate uns, daneben auch nichts zu tun,
was dazu führt, dass es aus Sicht des Unter-
nehmens interessanter ist, auf Eigeninvestitio-
nen zu verzichten statt sie zu tätigen. Auch daran
kann der Bund kein Interesse haben. Denn dass
hier permanent die Wirtschaftsprüfungsberichte
in Frage gestellt werden, was die Höhe der
Eigeninvestitionen angeht, da müssen wir uns
auch überlegen, ob das alles so redlich ist. Da
sind Testate drunter von Wirtschaftsprüfungs-
unternehmen der nicht ganz kleinen Art, und
Eigeninvestitionen sind bilanziell ausgewiesen.
Und dass wir ein Interesse daran haben, dass es
neben der öffentlichen Investition auch eigene
Investitionen gibt, kann nicht in Frage stehen.
Diesen Interessenwiderspruch muss man auf-
lösen, und ob man da am Ende bei sieben,

sechs, fünf oder drei Prozent landet, genau das
ist die Herausforderung.

Jetzt habe ich eine Frage an Herrn Petersen und
Herrn Recker: Wir haben eine Diskussion mit
dem Bundesrat zu dem Thema „Billigkeitskon-
trolle“. In dem Entwurf der Bundesregierung ist
die Billigkeitskontrolle nach § 315 BGB ausge-
schlossen. Der Bundesrat wünscht sich, dass
diese erhalten bleibt. Vielleicht können Sie beide
mir kurz eine Bewertung geben, wie Sie das
bewerten.

Vorsitzender: Vielen Dank! Herr Petersen!

Thomas Petersen (KCW): Ja, danke für die
Frage. In der Tat ist es richtig: Wenn wir ein
Regulierungsregime bekommen, in dem es eine
Vorabentgeltgenehmigung gibt, dann sind not-
wendige Voraussetzungen dafür geschaffen,
dass die Entgelte, die die Bundesnetzagentur
dann festsetzt, letztlich auch billige Entgelte sind,
also auf dem Zivilrechtsweg nicht wieder ange-
griffen werden können. Das muss auch ein Ziel
so einer Regulierung sein, dass man das auf
einem anderen Rechtsweg nicht mehr angreifen
kann. Völlig d’accord. Das Problem ist, dass wir
davon ausgehen, dass diese Regelung zur Bil-
ligkeit nicht tragen wird, denn die Bundesnetz-
agentur legt zwar vorher die Entgelte fest, ist
aber eben nicht in der Lage, über sämtliche
Kostenbestandteile Einsicht zu erlangen und
genau zu beurteilen, wie sich die Kosten zu-
sammensetzen. Sie hätte deutlich mehr Infor-
mationen, als sie jetzt hat – im Moment hat sie
quasi gar keine Informationen, was sich darin
ausdrückt, dass die Bundesnetzagentur bisher
die einzigen Anfechtungen nicht über die Höhe
der Preise gemacht hat, sondern über die Preis-
struktur von Stationen & Service und DB-Netz.
Aber wir gehen davon aus, dass das ein guter
Wunsch ist, die zivilrechtliche Angreifbarkeit in
das Gesetz zu schreiben, aber dass sich das in
der Wirklichkeit nicht durchsetzen wird. Es wer-
den dann die Gerichte sagen: „Ja, Ihr habt zwar
eine Vorabentgeltgenehmigung, aber es stehen
verschiedene Ausnahmen im Gesetz, auf die die
Bundesnetzagentur keinen Zugriff hat.“ Und
diese Diskontinuität wird letztlich nicht verhin-
dern, dass es auch in Zukunft noch zu zivilrecht-
lichen Anfechtungsklagen der Stationspreise und
Trassenpreise kommen wird.

Dr. Engelbert Recker (Mofair e. V.): Vielen
Dank, meine Damen, meine Herren! Herr Döring,
das Problem besteht in der Tat darin, dass die
Bundesnetzagentur nach diesem Gesetz z. B. in
§ 42 sehr viele Kostenpositionen gar nicht kon-
trollieren kann. Jedenfalls kann die DB Begrün-
dungen liefern, warum das nicht kontrolliert
werden dürfte. Man sieht an den Auseinander-
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setzungen, die es vor Gericht um Tras-
sen-preise, um Stations- und Servicepreise
gegeben hat, dass die Preise – ich würde nicht
sagen willkürlich, aber dass sie einfach technisch
ermittelt wurden. Es war notwendig, bestimmte
Kostenvolumina zu verteilen, und die wurden
dann auch verteilt. Da stellt sich natürlich immer
die Frage: Entsprechen diese Preise denn ir-
gendwelchen Kosten? Das tun sie nicht. Das ist
ja das Ergebnis. Und solange auf der einen Seite
nicht klar ist, dass ein solches Unternehmen
kostenbasierte Preise berechnet, auf der ande-
ren Seite die Bundesnetzagentur auch nicht in
der Lage ist, diese Kosten zu kontrollieren, so-
lange sollte den Betroffenen und denen, die auf
den Schienen herumfahren und die Bahnhöfe
nutzen, die Möglichkeit der Billigkeitskontrolle
nach § 315 BGB erhalten bleiben. Das bedingt
sich einfach. Entweder bekommt die Bundes-
netzagentur alle Rechte, dann kann man darüber
diskutieren, ob es diese Möglichkeit der Billig-
keitseinrede noch individuell geben soll. Aber
unter den jetzigen Bedingungen würden wir
sagen: Lassen wir’s drin, dann werden wir auch
sehen, wie sich die beiden Elemente entwickeln.
Wenn dann Streitverfahren zu dem Ergebnis
kommen, die Kontrollen der Bundesnetzagentur
reichen aus, dann werden die Gerichte den
Anspruch nach § 315 BGB auch ablehnen. In-
sofern sehe ich da auch nicht das Problem, dass
es, sagen wir mal, zu Inkonsistenzen genereller
Art kommen könnte.

Vorsitzender: Vielen Dank, Herr Recker! Kolle-
gin Wilms!

Abg. Dr. Valerie Wilms: Vielen Dank, Herr
Vorsitzender! Das, was Kollege Döring hier eben
als Vorbemerkung geschildert hat, reizt mich
dazu, auch noch eine Vorbemerkung zu machen.
Und zwar ist mir zu Ohren gekommen, dass die
Koalition dabei ist, das Thema „Eisenbahnregu-
lierungsgesetz“ von der Tagesordnung am
Donnerstag absetzen zu lassen. Dazu hätte ich
gerne eine Auskunft von den Kolleginnen und
Kollegen der Koalition, ob dem so ist. Wenn dem
so ist, dann können wir uns die ganze Veran-
staltung hier nämlich sparen, weil dann der
Vermittlungsausschuss überhaupt nicht mehr
erreicht werden kann. Dann sind wir nämlich im
Bundesrat erst in der Juli-Sitzung, und dann ist
das Ganze hinfällig. Entschuldigung, wenn das
heute wirklich nur die große Showveranstaltung
wird, dann ist das relativ peinlich. Wenn nicht,
dann müssen wir auch tatsächlich am Donners-
tag dieser Woche im Plenum damit durch, damit
überhaupt ernsthaft entschieden wird. Das war
die Vorbemerkung. Jetzt habe ich eine Frage an
Herrn Recker von Mofair, und auch an Herrn
Petersen. Ich möchte mich noch mal beschäfti-
gen mit dem Thema „Markttragfähigkeit“, § 41.

Wenn das politische Ziel tatsächlich „Mehr Ver-
kehr auf die Schiene“ lauten soll, inwieweit
müsste dann das Regulierungsgesetz verändert
werden, um z. B. auch die Infrastrukturnut-
zungsentgelte an den Grenzkosten zu orientie-
ren? Das wäre meine Frage, zu der ich um eine
Antwort von beiden bitten würde. Aber noch
einmal zurück auf meine Eingangsbemerkung:
Gehen Sie da noch einmal in sich, liebe Kolle-
ginnen und Kollegen von der Koalition, denn es
kann nicht sein, dass die DB uns vorgibt, was wir
machen, sondern wir müssen unserem eigenen
Unternehmen DB sagen, wo es langgehen soll.

Dr. Engelbert Recker (Mofair e. V.): Herr Vor-
sitzender, das Problem der DB, oder sagen wir,
das Problem von Eisenbahnen, ist natürlich,
dass die Grenzkosten vergleichsweise niedrig
sind, um nicht zu sagen marginal. Das ist einfach
eine Tatsache. Das System wird aber über ver-
schiedene Elemente gesteuert, nämlich auf der
einen Seite über Trassenpreise, die private
Unternehmen erbringen und am Markt realisie-
ren müssen, z. B. private Güterverkehrsunter-
nehmen. Dann gibt es Unternehmen im SPNV,
die das im Grunde durchreichen. Über die Re-
gionalisierungsmittel bezahlen im Grunde der
Bund oder die Länder, jedenfalls die öffentliche
Hand, diese Preise. Wenn man wirklich mehr
Verkehr auf die Schiene bringen wollte, müsste
man sich über die Höhe der Trassenpreise un-
terhalten, und das könnte man im Grunde auch
ganz gut tun, denn Regionalisierungsmittel in
Höhe von etwa 2,8 Milliarden gehen direkt in die
Trassenpreise. Man könnte also Regionalisie-
rungsmittel senken, LuFV-Mittel erhöhen und
entsprechend die Trassenpreise absenken, ohne
dass die DB weniger Einnahmen hätte. Man
könnte das auch im Bereich Güterverkehr ma-
chen, und man könnte es auch im Bereich
Fernverkehr machen. Da gibt es dann allerdings
gewisse Notwendigkeiten, dass vielleicht in der
Größenordnung von 500 Millionen Minderein-
nahmen bei der DB entstehen könnten. Aber die
Grundvoraussetzung ist einfach, die geringeren
Trassenpreise erhöhen die Leistungsfähigkeit,
die Attraktivität des Eisenbahnverkehrssystems.
Darüber muss sich der Gesetzgeber Gedanken
machen: Was will er erreichen? Will er erreichen,
dass dieses Unternehmen, so wie es jetzt ge-
steuert wird, bleibt? Oder will er erreichen, dass
durch Steuerung wichtiger Elemente, die er auch
wahrnehmen kann – er ist Eigentümer der DB –
die Attraktivität des Schienenverkehrs im Ver-
hältnis zu anderen Verkehrsträgern verbessert
wird? Dazu sind die Trassenpreise der ent-
scheidende Hebel.

Thomas Petersen (KCW): Ich denke, bei der
Frage, wie man mehr Verkehr auf die Schiene
bekommt, ist die Markttragfähigkeit nur ein be-
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stimmter Teil des Betrachtungsraumes. Frau Dr.
Wilms, ich würde eher noch einmal auf den
Gedanken zurückkommen, dass man tatsächlich
ein schlüssiges Regulierungsregime konstruiert,
um eine Sache zu verhindern: Die Deutsche
Bahn AG agiert im Moment auf zwei Märkten, die
uns im Rahmen dieser Anhörung interessieren.
Zum einen auf dem Infrastrukturmarkt als Vor-
leistungsmarkt, und dann auf dem nachgela-
gerten Markt bei den Transporten, also Perso-
nenverkehr und Güterverkehr. Was macht die
DB? Das ist gar kein Vorwurf, denn es ist letztlich
nur die Ausreizung der Möglichkeiten des jetzi-
gen gesetzlichen Rahmens. Die DB ist dabei, im
Infrastrukturbereich, wo sie eine Monopolstellung
hat, möglichst hohe Preise zu setzen, weil sie
dort keine Konkurrenz hat. Sie schöpft damit
schon vorher einen großen Teil des finanziellen
Budgets ab, das hinterher in den Transport-
märkten erwirtschaftet werden kann. Der Ge-
setzgeber könnte entscheiden, dass diese Mo-
nopolstellung der DB im Infrastrukturmarkt ein-
geengt wird durch eine wirksame Regulierung,
möglicherweise durch geringere Trassenpreise,
eine Ausrichtung der Trassen- und Stations-
preise an den Grenzkosten mit Zuordnung von
Gemeinkosten und weiteren Aufschlägen. Und
dass sich die DB dann im tatsächlichen Wett-
bewerbsmarkt, im Personenverkehr und Güter-
verkehr, mit den anderen Wettbewerbern misst.
Da könnte sie ja versuchen, die Renditen zu
erwirtschaften. Wenn sie das hinbekäme, wäre
es auch überhaupt nicht verwerflich, wenn sie
dort Renditen von acht Prozent anstrebte, wie sie
sie im Moment für die Infrastruktur anstrebt. Aber
im Bereich der Infrastruktur solche Renditen
anzustreben, engt eben auf dem Vorleistungs-
markt den tatsächlichen Transportmarkt auf der
zweiten Ebene soweit ein. Regulieren Sie die
Trassen- und Stationspreise in einem Regulie-
rungsregime, das besser ist als jetzt in dieser
Gesetzesvorlage! Regulieren Sie konsistent,
dann können wir auf der Verkehrsebene, auf der
Transportebene einen Wettbewerb entfachen,
wo dann als Preissetzungsmerkmal nicht nur die
Monopolstellung eines Unternehmens zählt,
sondern auch die Qualität: Sind meine Züge
pünktlich, sind sie modern, was für Service biete
ich usw.? Ich denke, darüber könnte man den
Mehrverkehr steuern, das wäre auch die Maxi-
me, die sich der Gesetzgeber eigentlich zuge-
stehen sollte, nicht die DB als Unternehmen in
ihrem Monopolmarkt der Infrastruktur zu schüt-
zen, sondern zuzusehen, dass wir mehr Verkehr
auf die Schiene bekommen. Ich denke, das wäre
das Konzept, mit dem man am einfachsten dort-
hin käme.

Vorsitzender: Vielen Dank! Kollege Fischer!

Abg. Dirk Fischer (CDU/CSU): Ich würde gerne
eine Vorbemerkung machen und darauf hin-
weisen, dass nach meiner Erinnerung am 8.
Dezember 1993 vier der anwesenden Fraktionen
einer Grundgesetzergänzung zugestimmt haben
– die fünfte Fraktion war noch nicht dabei –, bei
der es zwei Aussagen gibt. Die erste ist: „Die
Eisenbahnen des Bundes werden als Wirt-
schaftsunternehmen in privat-rechtlicher Form
geführt“. Und dann 87 e, Abs. 4: „Der Bund
gewährleistet, dass dem Wohl der Allgemeinheit,
insbesondere den Verkehrsbedürfnissen, beim
Ausbau und Erhalt des Schienennetzes der
Eisenbahnen des Bundes sowie bei deren Ver-
kehrsangeboten auf diesem Schienennetz …
Rechnung getragen wird.“ Das eine ist, es
knallhart zu führen wie ein Wirtschaftsunter-
nehmen. Das andere, die Gemeinwohlverpflich-
tung ist Sache des Bundes aus dem Haushalt,
und nicht Sache des Wirtschaftsunternehmens.
Diese klare Trennung regelt das Grundgesetz,
und wer dem zuwider handelt, dem muss ich
verfassungswidriges Verhalten vorwerfen. Das
als Vorbemerkung, weil hier und in der öffentli-
chen Debatte permanent eine Vermischung des
einen und des anderen Bereiches stattfindet,
was nach dem Grundgesetz unzulässig ist.

Ich möchte an Herrn Prof. Otte und an Herrn Dr.
Recker zum Thema „Vertrieb Fahrscheine und
Bahnstrom“ eine Frage stellen. Es ist, wie Herr
Miram schon gesagt hat, völlig unbestritten, dass
auch nach den EU-Vorgaben ein diskriminie-
rungsfreier Zugang zu Flächen an Bahnhöfen
gestattet sein muss, um eigene Verkaufsstellen
oder Automaten einzurichten. Das ist nicht der
Punkt, sondern was unsere Sorge ist: Es gibt
natürlich aus der Sicht eines Unternehmens –
und das ist ja die Realität – beliebte Wettbe-
werber und unbeliebte Wettbewerber. Das hängt
auch mit wirtschaftlichen Überlegungen zu-
sammen: Wer konkurriert wo in der Netznutzung
und um Cargo- und Personentransporte? Des-
wegen sieht das Gesetz ja eine Missbrauchs-
aufsicht vor. Dies ist ausdrücklich etwas ganz
anderes als eine Regulierung, denn Regulierung
heißt ja, die Bundesnetzagentur genehmigt
Entgelte. Die Bundesnetzagentur gibt den Ei-
senbahninfrastrukturunternehmen Preisober-
grenzen für die Entgelte vor. Das ist Regulierung.
Ich sage das deswegen, weil der Chef der Bahn
AG, Herr Dr. Grube, in seinem Brief an die Frak-
tionsvorsitzenden der Koalition hier fälschlich
anstatt des Wortes Missbrauchsaufsicht das
Wort Regulierung benutzt. Vielleicht eine ganz
unabsichtliche Unschärfe in der Bezeichnung,
gut. Warum Missbrauchsaufsicht? Da möchte ich
Ihre Einschätzung erfahren.
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(Zwischenrufe)

Abg. Dirk Fischer (CDU/CSU): DB-Vertrieb hat
eine Monopolstellung, und sie hat heute schon
Kooperationsverträge mit anderen Unternehmen
beim Fahrscheinvertrieb. Jetzt geht es doch nur
darum, wenn andere Unternehmen auch den
Wunsch haben, einen solchen Kooperationsver-
trag zu begründen, dass dieses möglich sein
muss, dass die Konditionen vergleichbar sein
müssen, und dass die Bundesnetzagentur
Transparenz und Informationsrechte hat, um
dies überprüfen zu können. Beim Bahnstrom
geht es überhaupt nicht um ein Bahnstromfern-
leitungsgesetz, das die Einspeisung in das Netz
regelt – da haben wir heute schon eine klare
Regulierung. Auch das wundert mich, dass das
in dem Brief angeführt wird. Es geht darum, dass
die DB-Energie als Monopolinfrastrukturunter-
nehmen schlicht und ergreifend die Pflicht hat,
jeden, der diesen Strom braucht, zu beliefern,
und dies auch zu den gleichen Konditionen zu
tun, wie andere beliefert werden. Da geht es also
um den Preis der Kilowattstunde und nicht um
die Frage: „Darf ich mit meinem Strom in das
Netz rein?“. Und deswegen würde ich gerne von
Ihnen wissen, ob Sie der Meinung sind, dass
dieses Gesetz, wie von der DB AG formuliert,
eine Regulierung des Vertriebs von Fahrschei-
nen und von Bahnstrom wäre und wo die klare
Abgrenzung zwischen Missbrauchsaufsicht und
Regulierung zu sehen ist.

Vorsitzender: Herr Recker!

Dr. Engelbert Recker (Mofair e. V.): Ja, Herr
Fischer, vielen Dank. Fangen wir mal mit dem
Bahnstrom an. Das ist keine Regulierung des
Bahnstroms, was in diesem Gesetz steht, son-
dern es ist eine Missbrauchskontrolle, nicht mehr
und nicht weniger. Regulierung wäre, wenn Sie
reinschrieben: „Der Auslastungsrabatt darf nicht
stattfinden“. Wenn Sie sich erinnern, da gab es ja
in der Vergangenheit die Möglichkeit, dass die
DB für ihre eigenen Unternehmen weniger
Trassengebühren zahlen musste als die ande-
ren. Die österreichische Eisenbahn ist auch ein
integriertes Unternehmen, und sagt ganz einfach
selbst: „Wir zahlen für Bremsstrom genauso viel,
wie wir für den Bezug von Strom in Rechnung
stellen.“ Da wird also nur der Nettobezug be-
rechnet. Hier bei uns gibt es Preisdifferenzen in
einer Größenordnung von 10 bis 15 Prozent.
Wenn man einmal guckt, was kostet ein Kilo-
meter Bahnfahren – 10 Euro oder wieviel, und
Bahnstrom macht etwa 15 Prozent der Kosten
aus – und wenn Sie dann das umrechnen, heißt
das ca. 20 Cent Mehrbelastung der anderen
Unternehmen gegenüber dem Transportunter-
nehmen der DB. Ausschreibungen im SPNV
werden im Cent-Bereich entschieden! Das ist

eine massive Diskriminierungsmöglichkeit, die
der Gesetzgeber aus meiner Sicht schnell heilen
könnte, weil er das einfach nur reinschreiben
müsste.

Es gäbe ohnehin nur wenige Punkte, die man
wirklich noch gut verbessern könnte, um den
Gesetzentwurf in weiten Teilen akzeptabel zu
machen. Beim Vertrieb liegt das Problem nicht
darin, dass man überall verschiedene Automaten
aufstellen kann – obwohl das ja auch irgendwie
unvernünftig ist, wenn da nachher sieben Au-
tomaten stehen. Das Problem besteht darin,
dass nur ein einziger alle Tickets vertreiben darf.
Das ist die DB, die vertreibt ihre Ferntickets und
die Nahverkehrstickets, die da dranhängen. Sie
sammelt das Geld erst mal ein. Es gibt ein Un-
ternehmen, das ist schon deswegen pleite ge-
gangen – ein anderes Unternehmen stand davor
–, weil man das Geld dann einfach nicht be-
kommt, das aus dieser Umverteilung stammt. Im
Grunde müsste der Vertrieb neutral organisiert
werden, das haben die Aufgabenträger inzwi-
schen begriffen. Der Gesetzgeber wird es mög-
licherweise nicht lösen, aber die Aufgabenträger
werden es dann in der Form lösen, dass sie den
Vertrieb getrennt ausschreiben. Dann kriegen
sie, bei einer getrennten Ausschreibung, einen
unabhängigen Vertrieb. An dem haben alle EVUs
ein großes Interesse, alle Aufgabenträger auch.
Das wird dann wahrscheinlich die Lösung sein,
die sich aus dem Markt selbst ergibt, falls der
Gesetzgeber dieses Problem nicht lösen sollte.
Wenn Sie mir eine Bemerkung gestatten. Was
sollte man tun: Natürlich sind wir dafür, dass Netz
und Transport getrennt werden, mindestens wie
es im vierten Eisenbahnpaket steht, aber das
wird man jetzt nicht hinbekommen. Ganz ent-
scheidend, um diesen Gesetzentwurf zu ver-
bessern, wäre aus meiner Sicht, dass man im §
42 keine Ausnahmen macht: Die Bundesnetz-
agentur darf alle Kosten kontrollieren. Wir
schauen uns den Bahnstrom an, so wie ich es
gerade erläutert habe, wir schauen uns den
Vertrieb an, und wir schauen uns nochmal die
Kapitalverzinsung an. Wenn in diesen Bereichen
substantielle Verbesserungen kämen, dann
denke ich, wäre es ein Schritt in die richtige
Richtung, den man unternehmen sollte.

Prof. Dr. Karsten Otte (Bundesnetzagentur): Ich
kann mich kurz fassen und eigentlich zu den
Ausführungen meiner Vorredner nur „Ja“ sagen:
Sie haben völlig recht in den Darstellungen. Die
Missbrauchskontrolle ist keine Entgeltregulie-
rung im klassischen Sinne, sondern es ist tat-
sächlich eine kartellrechtliche Missbrauchskon-
trolle. Und eigentlich gibt es diese Miss-
brauchskontrolle auch schon nach dem Kartell-
recht, nur sie ist jetzt ein Stück weit in das Re-
gulierungsgesetz überführt und der Zuständigkeit
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der Bundesnetzagentur zugewiesen worden. Es
ist nicht mal mehr eine ausschließliche Zustän-
digkeit, auch das kann man dem Gesetz ent-
nehmen. Theoretisch könnte sogar das Kar-
tellamt diese Kontrolle selbst übernehmen. Aus
der Sicht des Gesetzentwurfs ist es nur sinnhaft,
dass die Regulierungsbehörde mit ihrem Fach-
wissen über die Infrastruktur und über Einrich-
tungen, die der Infrastruktur nahe stehen – die
also vielleicht duplizierbar sind, aber faktisch
eigentlich nicht duplizierbar sind: Vertrieb und
Bahnstrom – dass diese der Missbrauchskon-
trolle der Bundesnetzagentur unterliegen. Was
heißt Missbrauchskontrolle? Wir wollen nicht
vorschreiben, wie die Preise sind. Wir wollen
eigentlich nur reingucken und sehen, wie die
Kosten sind. Sagt uns wie die Kosten sind, was
habt ihr für Provisionen? Was stellt ihr für Provi-
sionen beim Vertrieb, wenn Tarifkooperationen
zu Vertriebskooperationen zwingen und die
Akteure sich im Unklaren darüber sind, warum
sie eine hohe Provision zahlen müssen, während
andere niedrigere Provisionen zahlen. Dafür
muss es ja sachliche Gründe geben. Und da gibt
es eigentlich nur einen Aufklärungsbedarf: Wa-
rum sind Provisionen unterschiedlich? Mit wel-
chen Kosten sind die hinterlegt? Wie gesagt, das
ist ein vertiefter Einblick durch eine infrastruk-
turnahe, regulierungsnahe Institution oder eine
Regulierungsbehörde, die das Geschäft versteht.
Deshalb sieht das Gesetz hier diesen Einblick
vor. Es ist keine vexatorische Regulierung. Das
Gleiche gilt für die Missbrauchsaufsicht über den
Bahnstrom. Es geht hier tatsächlich nicht um die
Netzentgelte, die bereits von der Beschluss-
kammer 8 der Bundesnetzagentur erfolgreich
reguliert worden sind, sondern es geht um die
Produktpreise. Herr Miram hat recht, normaler-
weise werden die Produktpreise nicht reguliert,
im EnWG ist das so. Wir wollen sie auch gar nicht
regulieren, wir wollen nur schauen: Werden sie
diskriminierend gestaltet? Wir haben aus dem
Markt eine ganze Reihe von Beschwerden be-
kommen über Rabatte; über Rabattstaffeln, die
tatsächlich nur Großabnehmer erreichen kön-
nen, die Wettbewerber nicht einmal kumuliert
erreichen können; über Ungleichbehandlung von
eingespeistem, rückgespeistem Strom. Da kann
alles sachliche Gründe haben. Wir sagen gar
nicht, dass das sachlich unbegründet ist, wir
wollen es nur wissen. Das ist der Punkt.

Vorsitzender: Vielen Dank! Kollegin Leidig!

Abg. Sabine Leidig (DIE LINKE.): Ich würde
gerne nochmal eine Frage zu dem Ticketproblem
stellen. Es gibt ja Untersuchungen darüber, was
Leute davon abhält, Bahn zu fahren. Ein wichti-
ger Punkt ist die Unübersichtlichkeit des Fahr-
kartenkaufs. Man weiß nicht genau, wo man was
kriegt, dann stehen da drei Automaten. Eigentlich

ist es auch Unsinn, in dem Zusammenhang von
Wettbewerb zu sprechen: Wenn ich eine Strecke
von A nach B fahren will, dann habe ich ja gar
nicht die Chance, zwischen verschiedenen An-
bietern auszuwählen, sondern ich gucke, wer
fährt denn da, und bei dem muss ich mein Ticket
kaufen. Es ist keine Auswahl, die Nutzer haben.
Mich würde interessieren: Wie müsste denn
eigentlich eine Regulierung aussehen, wie
müsste man ein System gestalten, das dazu
führt, dass ein Ticket für alle Bahnen gekauft
werden kann – auch dafür gibt es ja Vorbilder,
das wäre ja nicht einmalig – und man eben nicht
vor dem Problem steht, dass irgend eine Ver-
kehrsverbundgrenze plötzlich eine neue Fahr-
karte erfordert, oder dass man eben nicht weiß,
bei welchem Anbieter welches Ticket für welche
Strecke wie teuer ist? Ich glaube, Herr Petersen,
Sie hatten das auch in Ihrer Stellungnahme
angesprochen. Ich würde Ihnen gerne die Frage
stellen, ob es eine Vorstellung davon gibt, wie
man so etwas einheitlich regeln kann, dass die
Nutzerinnen und Nutzer ein Ticket für alle Bah-
nen und alle Strecken zu demselben, verhält-
nismäßigen Preis bekommen können?

Vorsitzender: Vielen Dank! Her Petersen!

Thomas Petersen (KCW): Das ist ein sehr
komplexes Thema und nicht nur im Rahmen der
Regulierung leistbar. Das hat auch viel damit zu
tun, wie die Aufgabenträger zusammenarbeiten,
wie die benachbarten Verbündeten zusammen-
arbeiten. Das muss man, das kann man auch
nicht nur über die Regulierung festschreiben.
Was aber im Gesetz besser gemacht werden
könnte, auch in dem vorhin von Herrn Miram
angesprochenen § 6, Abs. 4: „Eisenbahnver-
kehrsunternehmen sind nicht zum Fahrschein-
verkauf für andere Eisenbahnverkehrsunter-
nehmen verpflichtet; Satz 4 gilt hierfür entspre-
chend“. Dazu gibt es eigentlich eine etwas an-
ders lautende Regelung im Allgemeinen Eisen-
bahngesetz, ich glaube § 11 oder § 12, wo
sinngemäß drinsteht, dass Reisen in Ketten
unterstützt werden sollen. Ich würde sagen, der
einzigen Fahrkarte steht regulierungsseitig z. B.
so ein Satz entgegen. Das ist aber nicht im
Rahmen der Eisenbahnregulierung zu leisten.
Die Eisenbahnregulierung, und das hat ja auch
Prof. Otte ausgeführt, sollte eher darauf achten,
dass nicht einzelne Akteure durch eine beson-
dere Marktgröße, die ja auch Marktmacht be-
deutet – die DB hat ein ausgezeichnetes Onli-
nesystem zum Vertrieb von Fahrkarten und
regelt letztlich mit den anderen Verkehrsunter-
nehmen oder Aufgabenträgern die Einnahmen-
aufteilung. Da genau gibt es Beschwerden aus
dem Markt, dass da ein bisschen geschummelt
wird, dass da möglicherweise die Marktmacht
des Unternehmens ausgenutzt wird. Es wäre
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schon eine sehr gute Sache, in einem Regulie-
rungsgesetz den Marktmissbrauch einzu-
schränken in solchen vor- und nachgelagerten
Märkten. Ich würde das aber nicht nur auf den
Fahrscheinvertrieb konzentrieren. Es gibt auch
noch ganz andere Bereiche im Eisenbahnsektor,
der ja sehr stark von Monopolstrukturen geprägt
ist. Als Gesetzgeber kann man jetzt auch noch
gar nicht vorhersehen, welche Missbrauchsmög-
lichkeiten sich vielleicht in fünf Jahren auftun, so
dass man vielleicht eine allgemeine Marktmiss-
brauchsaufsicht in das Gesetz schreiben würde.
Die Idee, die Bundesnetzagentur da als kar-
tellamtsähnliche Behörde darauf anzusetzen, ist
ja leider auch deswegen entstanden, weil das
Bundeskartellamt, das eigentlich dafür zuständig
ist, sich eher um andere Fragen kümmert: Fu-
sionskontrolle, solche Dinge. Es ist vielleicht ein
bisschen zu kleinteilig, was hier im Eisenbahn-
bereich geschieht. Deswegen wäre durchaus die
Missbrauchsaufsicht bei der Bundesnetzagentur
im Eisenbahnbereich nicht schlecht. Herr Prof.
Otte hat es ja gesagt, die Kollegen verfügen über
ausgezeichnete Kompetenzen in dem Bereich.
Aber, und darauf möchte ich auch noch hinwei-
sen, dann müsste die Bundesnetzagentur auch
die Befugnisse einer Kartellbehörde haben und
nicht nur in die Preise reingucken wollen, son-
dern auch anordnen können, dass die Unter-
nehmen bestimmte Sachen zu unterlassen ha-
ben, und vielleicht auch Strafgelder androhen,
was im Moment auch nicht möglich ist.

Vorsitzender: Denken Sie auch ein bisschen an
die Zeit?

Thomas Petersen (KCW): Nein, dann lasse ich
das mit dem Hinweis. Ich hoffe, ich konnte das
halbwegs beantworten.

Vorsitzender: Vielen Dank, Herr Petersen! Dann
haben wir zum Abschluss noch Kollegen Beck-
meyer und dann sind wir am Ende der Anhörung.

Abg. Uwe Beckmeyer (SPD): Der Kollege Fi-
scher sprach von der Verfassungsmäßigkeit, die
wir hier zu beachten haben. Dass es Beispiele
dafür gibt, dass diese Verfassungsmäßigkeit bei
der Finanzierung von Großprojekten mit Hilfe der
Bahn und des Bundes teilweise außer Acht
gelassen wird, haben wir gerade jüngst bei der
Diskussion um den Stuttgarter Hauptbahnhof
erlebt. Da ist auch die Fragestellung, wer ver-
mischt eigentlich was, und was ist verfassungs-
konform. Bei der Finanzierung habe ich so meine
Zweifel. Ich habe den Eindruck, lieber Kollege
Fischer, liebe Kolleginnen und Kollegen von der
Koalition, dass Sie hier ein Gesetz einbringen,
das teilweise gute Absicht hat, aber das auch an
einigen Punkten möglicherweise an der Anreiz-
regulierung vorbei geht, weil die Ziele teilweise

vermischt werden. So gibt es Hinweise aus dem
Kreis der Gutachter, die die Frage stellen, wes-
halb eigentlich ganz bestimmte Kompetenzen
der Kartellbehörde auf die Bundesnetzagentur
verlagert werden sollen. Es steht eine grund-
sätzliche Fragestellung dahinter, wo ich auch
frage: Ist das eigentlich klug überlegt? Das
zweite ist das Thema der Kosteneffizienz und der
entsprechenden Beurteilung von Kosten und
Positionen der Anreizregulierung. Auch da gibt
es Bemerkungen von Gutachtern, dass es hier
zu Fehlanreizen kommt und zu einer Regulie-
rung, die jedenfalls nicht den Vorgaben gerecht
wird, die wir letztendlich erreichen wollen. Drit-
tens, der Eigentümer bleibt der Eigentümer und
das Parlament bleibt das Parlament, und inso-
fern werden hier Rechte nicht einfach abgege-
ben. Das will ich an dieser Stelle auch deutlich
sagen. Zur Not, falls das der Fall ist, muss man in
einer neuen Koalition darüber reden, dann wird
das noch mal besprochen. Fehler, die in diesem
Gesetzentwurf in die Richtung deuten, müssen
korrigiert werden. Das darf ich an dieser Stelle für
die Sozialdemokraten schon mal deutlich an-
kündigen. Das Vierte ist in diesem Zusammen-
hang: Es ist nicht klargestellt, wie die Koalition,
wie die Bundesregierung bei der Frage der
Kosten z. B. die Tarifautonomie würdigt. Ich habe
dazu leider nichts gehört. Und das ist ein ganz
elementarer Punkt, der vor allem bei der Ein-
zelgewerkschaft, die dafür zuständig ist, große
Sorge ausgelöst hat, weil in der Frage im Grunde
eine leicht graue Situation der Unklarheit ent-
standen ist. Ich finde, dazu muss auch etwas
gesagt werden, zu der Frage der erreichbaren
Kostenreduzierungen. Es kann nicht sein, dass
da die Furcht ausgelöst wird, dass über Umwege
die entsprechende Tarifautonomie angegriffen
wird. Das ist ein Umstand, der uns mit Sorge
erfüllt und in diesem Punkt auch zu berücksich-
tigen sein wird. Das Letzte, zu der Kapitalver-
zinsung des § 37: Ich fand die Ausführungen von
Kollegen Döring sehr erfrischend. Die Frage ist,
ob das für das Unternehmen auch gilt, welche
marktüblichen Verzinsungen denn da angesetzt
werden. Man konnte ja lesen, dass die Netz-
agentur in einem anderen Fall Marktverzinsung
von 9,2 oder 9,3 Prozent ansetzt, z. B. bei In-
vestitionen in Netze der Energieübertragung. Ich
weiß nicht, ob das die entsprechende Größen-
ordnung ist. Wir haben da noch Fragebedarf in
diesem Zusammenhang. Meine Bitte an die
Bundesregierung wäre, abschließend noch et-
was zu dem Thema Tarifautonomie zu sagen,
denn das ist ein elementarer Punkt.

Vorsitzender: Das war keine Frage an die Ex-
perten, sondern eine Frage an die Bundesre-
gierung zum Thema Tarifautonomie.
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MDn Claudia Horn (BMVBS): Diese Frage der
Personalkosten – das ist ja gerade ein Punkt, der
vorhin kritisiert wurde – ist aus der Regulierung
herausgenommen worden. Das ist Bestandteil
des Kostenblocks, der nach § 42 nicht der Re-
gulierung unterliegen soll.

Vorsitzender: Gut, vielen Dank! Ich möchte mich
recht herzlich bei allen Expertinnen und Experten
bedanken. Wir machen jetzt eine kurze Pause
von fünf Minuten, dann geht’s weiter mit der
regulären Sitzung. In der Zeit bitte ich auch die
Zuschauer, die Ränge zu verlassen, damit wir
dann in die nichtöffentliche Sitzung eintreten
können.

Schluss der Sitzung: 10.34 Uhr

Dr. Anton Hofreiter, MdB
Vorsitzender
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